
___________ 
An die Mitglieder des Ausschusses für Migration, Justiz und Verbraucherschutz 
nachrichtlich den Ministerien 

THÜRINGER LANDTAG  99096 Erfurt, den 21.02.2020  
    7. Wahlperiode 
 
 Ausschuss für Migration, Justiz  
 und Verbraucherschutz 
 
 

E i n l a d u n g  
 

zur 
 

3 .  S i t z u n g  a m  F r e i t a g ,  d e m  2 8 . 0 2 . 2 02 0 ,  1 0 . 0 0  U h r  
 
 

 
in Erfurt, Landtag, Funktionsgebäude, Raum F 202 
 
 
Tagesordnung: 
 

1. a) Fünftes Gesetz zur Änderung der Verfassung des Freistaats Thüringen - 
Einführung der Staatsziele Ehrenamtsförderung und Nachhaltigkeit 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU   
- Drucksache 7/27 - 

 
 b) Fünftes Gesetz zur Änderung der Verfassung des Freistaats Thüringen - 

Einführung des Staatsziels der Ehrenamtsförderung 
Gesetzentwurf der Fraktion der AfD   
- Drucksache 7/48 - 

 

 c) Fünftes Gesetz zur Änderung der Verfassung des Freistaats Thüringen - 
Weiterer Ausbau der direkten Demokratie auf Landesebene 
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN   
- Drucksache 7/158 - 

 

2.  Aufnahme von Kindern und Jugendlichen aus griechischen Aufnahmelagern 
Antrag der Fraktion der CDU gemäß § 74 Abs. 2 GO  
- Vorlage 7/41 - 

 

3.  Bericht der Landesregierung zur Entwicklung der Asyl- und 
Flüchtlingssituation 
Antrag der Fraktion der CDU gemäß § 74 Abs. 2 GO  
- Vorlage 7/42 - 

 

4.  IT-Sicherheit an Thüringer Gerichten einschließlich der Justizverwaltung und 
sonstigen dem Ministerium für Migration, Justiz und Verbraucherschutz 
unterstehenden Einrichtungen 
Antrag der Fraktion der AfD gemäß § 74 Abs. 2 GO  
- Vorlage 7/102 -*) 
 

 



5.  Gelegenheit zur Stellungnahme zu der Verfassungsbeschwerde des 
Wartburgkreises - VerfGH 45/19 - 
Unterrichtung und Überweisung durch die Präsidentin gemäß § 104 a Abs. 1 und 2 
GO 
- Vorlage 7/44 - 

 
 hier: Entscheidung über die Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 104 a Abs. 2 GO 
 

6.  Gelegenheit zur Stellungnahme zu der abstrakten Normenkontrolle der 
Fraktion der AfD im Thüringer Landtag - VerfGH 2/20 - 
Unterrichtung und Überweisung durch die Präsidentin gemäß § 104 a Abs. 1 und 2 
GO 
- Vorlage 7/66 - 

 dazu: - Vorlage 7/87 - 
 
 hier: Entscheidung über die Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 104 a Abs. 2 GO 
 

 
 
 
 

Möller 
Vorsitzender 

 
 
*) Eine Unterstützung des Antrags gemäß § 74 Abs. 2 Satz 1 GO liegt bisher nicht vor. 
 
 
 
 


